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Es ist durchaus denkbar, dass
Mitte-Präsident Gerhard Pfister
bei der Bundesratswahl amMitt-
woch Stimmen macht – obwohl
er gar nicht antritt. Das ist gerade
für den offiziellen Kandidaten
Martin Pfister ein Handicap. Vor
allem dann, wenn auf Wahlzet-
teln nur derName Pfister stehen
sollte und sonst nichts. Diese
Stimmen müssten dann wohl
oder übel für ungültig erklärt
werden, weil sie nicht eindeutig
zugeordnet werden können.

SVP-Nationalrat RolandRinoBü-
chel, der dasTeamder Stimmen-
zählerinnenund -zähler leitet, ist
sich der Problematik bewusst.
«Wir fordern alle Mitglieder des
Parlaments auf, die Wahlzettel
exakt auszufüllen.Das erleichtert
unsere Arbeit sehr», sagt er. Die
Fraktionenwerden auch entspre-
chend informiert.

Büchel glaubt, dass der ande-
reMitte-Kandidat,MarkusRitter,
in den ersten Wahlgängen auf-
grund der Namenskonstellation

einen Vorteil haben könnte. Da-
nach sollte sich das aber von
selbst regeln. Ab dem dritten
Durchgang scheiden alle aus, die
bis dato nicht mindestens zehn
Stimmen geholt haben.

Im Falle der beiden Pfisters
wäre es also vonVorteil,Vor- und
Nachnamen aufzuschreiben.
Dies ist aber nicht immer nötig.
«Nur wenn zwei Kandidaten
ähnliche Namen haben oder
sonst eineVerwechslungmit an-
deren Personen möglich ist,

spielt die Schreibweise oder der
Vorname eine entscheidende
Rolle», sagt Büchel, der seit 2011
Stimmenzähler ist.

Wenn auf dem Zettel nur
«KKS» steht
Die Erfahrung aus früheren Bun-
desratswahlen zeigt, dass es die
Damen undHerren aus demNa-
tional- und dem Ständerat nicht
immer so genau nehmen beim
Ausfüllen derWahlzettel. Es kam
schon vor, dass anstelle von Ka-

rin Keller-Sutter schlicht ihrKür-
zel KKS aufgeschrieben wurde.
Bei derWahl von Johann Schnei-
der-Ammann im Jahr 2010 gab
es Zettel, auf denen «JohannAm-
mann» oder «Hannes Schneiter-
Ammann» stand. In diesen Bei-
spielen war die fehler- oder lü-
ckenhafte Schreibe kein Problem,
weil eine klare Zuordnung trotz-
dem möglich war.

Manchmal kommt es auch
vor, dass die Angaben auf dem
Wahlzettel kaum oder gar nicht

lesbar sind. Ein Grund dafür
könnte sein: Der Sitznachbar
soll nicht lesen können,welcher
Name auf den Zettel geschrie-
benwird.Wer jedoch undeutlich
schreibt, riskiert eine ungültige
Stimme – und das kann im Ex-
tremfall Lebensläufe beeinflus-
sen. Ueli Maurer etwa setzte sich
2008mit nur einer Stimme Dif-
ferenz gegenüberHansjörgWal-
ter durch.
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Scheitert Martin Pfister wegen seines bekannten Namensvetters Gerhard?
Handicap bei Bundesratswahl Die Mitglieder des Parlaments nehmen es beim Ausfüllen der Wahlzettel nicht immer so genau.
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Gleich zwei Fälle sorgen in die-
sen Tagen für Entsetzen. Einer
spielte sich in Zürich ab. Ein
Mann, der 2018 in einem Heim
erwischt wurde, wie er einen
schwer behindertenMannmiss-
brauchte, arbeitete daraufhin
jahrelang an einer Schule für be-
einträchtigte Kinderund Jugend-
liche – trotz Verurteilungwegen
Schändungvormehreren Instan-
zen. Erst als das Bundesgericht
das Urteil 2022 definitiv besie-
gelte,wurde derMann entlassen.
Dies machte die NZZ publik.

Der andere Fall ereignete sich
Anfang Januar in Biel: Ein Neun-
jähriger kommt mit Schmerzen
von der Schule heim, der Chauf-
feur des Behindertentransports
habe ihn sexuell missbraucht.
Auf die Untersuchung im Spital
folgt eine Anzeige gegen den
Chauffeur, dermittlerweile ent-
lassen und nach einer kurzen
U-Haft wieder frei ist, wie die
Wochenzeitung «Biel Bienne»
berichtete. Es läuft ein Straf-
verfahren gegen den 26-Jähri-
gen, und es gilt die Unschulds-
vermutung.

Nach dem geltenden Recht
kann sich derMannweiterhin für
Tätigkeiten mit Kindern oder
schutzbedürftigen Personen be-
werben und eine Stelle bekom-
men, etwa in einem Kindergar-
ten, Altersheim oder Behinder-
tenheim – ohne dass die Leute,
die ihn rekrutieren, seineVorge-
schichte erfahren. Denn die Un-
tersuchung der Berner Strafver-
folgungsbehörden dürfte noch

eine Weile dauern. Und selbst
wenn ein erstinstanzliches Ur-
teil gegen den Mann vorliegen
sollte, würde dies im Strafregis-
ter nicht unbedingt so aufge-
führt, dass ein Arbeitgeber die
Information einholen kann.

Unschuldsvermutung
hat Vorrang
Das seit 2019 geltende lebens-
längliche Tätigkeitsverbot bei
Sexualdeliktenmit Kindern oder
abhängigen Personen ist erst bei
einem rechtskräftigen Urteil er-
sichtlich – und bis dahin verge-
hen meistens mehrere Jahre.
Selbst wenn ein Beschuldigter
die Tat nicht bestreitet und nur
das Strafmass anficht, gibt es im
entsprechenden Strafregister-
auszug keinen Eintrag.

Das müsse sich ändern, und
zwar schnell, sagt der Walliser
Rechtsanwalt undMitte-Stände-
rat Beat Rieder. Morgen behan-
delt der Ständerat seine Motion,
die verlangt, dass lebenslängli-
che Tätigkeitsverbote schon ab
dem erstinstanzlichen Urteil im
Auszug ersichtlich sind.

Die ständerätliche Rechts-
kommission ist einstimmig da-
für, mit einer Enthaltung. Der
Bundesrat hingegen lehnt die
Motion ab. Informationen über
ein hängiges Strafverfahren
dürften nicht in die Hände juris-
tisch ungeschulter Privatperso-
nen gelangen. Sonst steige die
Gefahr unzulässigerVorverurtei-
lungen, schreibt die Regierung
in ihrer Antwort auf den Vor-
stoss. In den Köpfen bleibe im-
mer etwas hängen, auch wenn

das endgültige Urteil später an-
ders laute.

Das geltende Recht gewichte
die Unschuldsvermutung höher
als den Opferschutz – selbst
nach einem erstinstanzlichen
Urteil. Das sei politisch so ge-
wollt, hält der Bundesrat fest.
Abgesehen davon prüfe er eine
Revision des Strafregistergeset-
zes und wolle diesen Arbeiten
nicht vorgreifen, sondern die
Frage zuerst analysieren.

«DerBundesrat liegt komplett
falsch», sagt Rieder. Zum einen
inhaltlich: «Unschuldsvermu-
tung heisst nicht, dass keine
Massnahmen für die öffentliche
Sicherheit getroffenwerden dür-
fen.» Schon heute seien Straf-
verfahren teilweise öffentlich.
Undwerbeispielsweise rast, dem
werde der Fahrausweis auf der
Stelle abgenommen,Unschulds-
vermutung hin oder her.

Schon 370 Berufsverbote
in einem Jahr
Nicht einverstanden ist Rieder
zweitens mit dem Zeitplan. Er
hält das Anliegen für dringlich.
«Die Situation ist gravierend, Se-
xualstraftäter mit Berufsverbot

delinquieren weiter, verüben
schwerste Straftaten an Kindern
oder Schutzbefohlenen.» Die
Umsetzung der sogenannten
Pädophileninitiative hat fünf
Jahre gedauert, erst 2019 wurde
das lebenslängliche Berufs-
verbot in Kraft gesetzt, welches
die Initiative gefordert hatte. Ein
gemächliches Vorgehen wäre
diesmal inakzeptabel, sagt Rie-
der, zumal die Zahl derVerurtei-
lungen in die Höhe schiesse und
die Verfahren wegen überlaste-
ter Behörden unzumutbar lange
dauerten.

An den Gerichten stauen sich
Tausende Strafverfahren, man-
che Taten verjähren deswegen,
dieWahrscheinlichkeit vonWie-
derholungstaten steigt. Straf-
rechtsexpertenwarnen seit Jah-
ren davor.

Tatsächlich ist die Zahl der
verhängten lebenslänglichen
Tätigkeitsverbotewegen sexuel-
lenMissbrauchs an Kindern oder
abhängigen Personen in den
letzten Jahren sprunghaft gestie-
gen. 2019 gab es in 13 Fällen ein
Tätigkeitsverbot, 2023 waren es
schon 370.

Das stelle die Kantone vor
grosse Herausforderungen,
schreibt das Schweizerische

petenzzentrum für den
vollzug in einer Ana-
Auchweil die Kontroll-
umente, wozu unter
em der Strafregister-
szug gehört, nur be-
dingt eine präventive
Wirkung hätten, son-
dern in erster Linie
auf Abschreckung

setzten. Der Strafregisterauszug
sei kaum geeignet,Verbotsmiss-
achtungen zu verhindern, son-
dern nur, diese nachträglich fest-
zustellen und zu sanktionieren.

Die Einhaltung desTätigkeits-
verbots, so kann aus der Analy-
se gelesen werden, hängt mass-
geblich von der Kooperations-
bereitschaft der betroffenen
Person ab. Davon, ob ein verur-
teilter Sexualstraftäter selber be-
reit ist, sich an das Tätigkeits-
verbot zu halten.

Stadt Zürich hat
ein Konzept bestellt
Die Stadt Zürich hat bei Staats-
rechtsprofessor Felix Uhlmann
von der Universität Zürich ein
Konzept inAuftrag gegeben.Da-
mit Fällewie jener des verurteil-
tenMannes, der trotz Schändung
weitermit beeinträchtigten Kin-
dern arbeitete, nicht mehr vor-
kommen.Dieses Konzept ist jetzt
in Arbeit.

BeimVorstoss vonBeat Rieder
prallten zwei fundamentale
Grundsätze aufeinander, sagt
Uhlmann: Unschuldsvermutung
versus Schutz der Bevölkerung.
Allerdings: «Es braucht schon ei-
niges, bis jemand erstinstanzlich
wegen eines Sexualdelikts schul-
dig gesprochen wird und ein le-
benslängliches Tätigkeitsverbot
bekommt.» Insofern habe er
Sympathien fürdasAnliegen. «Es
ist einer Schule oder einemHeim
nicht zuzumuten, jemanden zu
beschäftigen, der erstinstanzlich
wegen eines Sexualdelikts an ei-
nemKind oder einer abhängigen
Person verurteilt wurde.»

«Die Situation
ist gravierend.
Sexualstraftäter
mit Berufsverbot
delinquieren

weiter»
Umsetzung der Pädophileninitiative

Im Pädophilenregister fehlen viele
erstinstanzlich Verurteilte.

Der Walliser Mitte-Ständerat Beat Rieder
will das ändern.

Wer Kinder, betagte oder behinderte Personen missbraucht, darf gemäss der Pädophileninitiative nie mehr mit solchen arbeiten: Zimmer in einem Alters- und Pflegeheim im Kanton Zürich. Symbolfoto: Thomas Egli
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